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Änderungsantrag
der Fraktion DIE LINKE. im Innenausschuss

 

zu der Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksache 18/9200 -

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2017 (Haushaltsgesetz 2017)

hier: Einzelplan 06 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

 

Der Innenausschuss wolle beschließen:

In Kapitel 0603 (Integration und Migration, Minderheiten und Vertriebene) werden die Titel 

684 12 (Durchführung von Integrationskursen) von 610,077 Mio. € um 282 Mio. € auf 892,077 Mio. €,
684 13 (Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer) von 44,777 Mio. € um 17 Mio. € auf 61,777 Mio. € und
684 14 (Förderung von Maßnahmen zur Integration von Zuwanderern und Spätaussiedlern) von 33,987 Mio. € um 13 Mio. € auf 46,987 Mio. € erhöht.

Berlin, den 23. September 2016


Begründung

Im Jahr 2015 gab es eine Rekord-Einwanderung nach Deutschland, die so genannte „Nettozuwanderung“ betrug in etwa 1,1 Mio. Menschen. Während in den Jahren zuvor die Einwanderung im Rahmen der EU-Freizügigkeit dominierte, stand 2015 die Aufnahme einer großen Zahl von Asylsuchenden, insbesondere aus Syrien, dem Irak und Afghanistan, im Vordergrund. Die Bundesausgaben für die Integrationsförderung müssen dem gestiegenen Bedarf und den gewandelten Herausforderungen angepasst und deutlich erhöht werden. Ausgaben in die Integration sind wertvolle Investitionen in die Zukunft des Landes und stärken die gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten der Eingewanderten. 

Zentral ist eine gute und frühzeitige Sprachförderung für neu ins Land Gekommene. Laut Schwerpunktepapier des Bundesministeriums des Innern zum Einzelplan 06 (Ausschussdrucksache 18(4)637, S. 90ff) könne die Teilnehmerzahl an Integrationskursen für das Jahr 2017 „noch nicht valide eingeschätzt werden“, weshalb eine „Veranschlagung auf Sicht“ erfolge.
Die geplante Erhöhung der Mittel für Integrationskurse um lediglich 51 Mio. auf dann 610 Mio. Euro wird den erheblich gestiegenen Anforderungen nicht gerecht. Sachinformationen des Bundesministeriums des Innern vom 12. September 2016 an den Abgeordneten Roland Claus zeigen, dass vom Januar bis August 2016 bereits 365.958 neue Teilnahmeberechtigungen bzw. -verpflichtungen ausgestellt wurden – demgegenüber gab es im selben Zeitraum jedoch nur 171.068 neue Kursteilnehmende, etwa 60 Prozent von ihnen kamen aus den aktuellen Hauptherkunftsländern von Geflüchteten Syrien, Irak, Eritrea und Iran (gut 20 Prozent aus anderen Ländern der EU, 2015 waren dies noch knapp 42 Prozent). Die eingestellten Haushaltsmittel werden angesichts dieser Entwicklung nur dann ausreichen, wenn nicht genügend Sprach- und Integrationskurse zur Verfügung stehen sollten – hierauf deutet die große Diskrepanz zwischen Berechtigungen und tatsächlichen Kurseintritten hin. Dem muss wirksam entgegengesteuert werden. Alle Einwanderinnen und Einwanderer mit entsprechendem Förderbedarf sollten schnell ein Sprachkursangebot erhalten, damit die Integration gut gelingt. Deshalb müssen vor allem die Beschäftigungsbedingungen der Lehrkräfte in Integrationskursen und insgesamt die Attraktivität des Berufsbildes deutlich verbessert werden. Es gibt derzeit offenbar zu wenige aktive Lehrkräfte, trotz 20.000 in den Jahren 2015 und 2016 neu zugelassenen Lehrkräften sind derzeit nur gut 15.000 Lehrkräfte aktiv (vgl. die genannte Sachinformation). Der maßgebliche Grund hierfür sind die von der LINKEN seit jeher beklagte Unterfinanzierung des Integrationskurssystems und die eklatante Unterbezahlung der zumeist prekär beschäftigten Lehrkräfte. Diese wurden für ihre gesellschaftlich wichtige und hoch qualifizierte Tätigkeit mit Honorarlöhnen abgespeist, die oftmals nur auf Hartz IV-Niveau lagen. Die – zuvor jahrelang abgelehnte – deutliche Anhebung der Mindesthonorargrenze zum 1. Juli 2016 auf 35 Euro pro Unterrichtseinheit ist zwar ein Schritt in die richtige Richtung, dem müssen jedoch weitere Verbesserungen folgen. Insbesondere müssen sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse als Regelfall angestrebt werden, im Übrigen sind Vorbereitungs-, Krankheits- und Urlaubszeiten, sowie Beiträge zur Renten- und Krankenversicherung angemessen zu berücksichtigen. 
Die Beschränkung des Sprachkursangebots auf Asylsuchende mit vermeintlich „guter Bleibeperspektive“ wird von der LINKEN abgelehnt. Diese Unterscheidung ist in der praktischen Anwendung willkürlich und mit dem Grundgedanken des individuellen Asylgrundrechts nicht vereinbar. Der selektive Sprachkurszugang führt zudem zu erheblichen Konflikten in Gemeinschaftsunterkünften von Geflüchteten, wegen der damit verbundenen diskriminierenden Ungleichbehandlung. 
Die geforderten Mehrausgaben in Höhe von 282 Euro sind für eine Ausweitung des Sprachkurszugangs und für eine weitere Verbesserung der Beschäftigungssituation der Lehrkräfte erforderlich. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege hat mit Schreiben vom 6.9.2016 überzeugend dargelegt und begründet, dass eine Aufstockung der Mittel für die Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) um mindestens 17 Mio. € erforderlich ist, um ein ausreichendes Beratungsangebot zu gewährleisten (hinzu kommen dann 7 Mio. Euro Eigenmittel der Wohlfahrtsverbände). Mit diesem Geld wären die Beratung von erwarteten 240.000 Fällen und die Finanzierung von 960 Vollzeitstellen im Jahr 2017 gesichert. Die Mittel müssen in einem nächsten Schritt aber weiter angehoben werden, um die Zahl der Beratungsfälle pro Vollzeitstelle auf ein wünschenswertes Niveau abzusenken. Es ist unverständlich, dass nach dem Regierungsentwurf die Mittel für die MBE unverändert fortgeschrieben werden sollen, obwohl auch nach dem Schwerpunktepapier des Bundesministeriums des Innern zum Einzelplan 06 (Ausschussdrucksache 18(4)637, S. 94) „die Leistungsanforderungen an die MBE weiter steigen“ werden und „mit wesentlich mehr schutzberechtigten Flüchtlingen in den Beratungseinrichtungen zu rechnen ist als in den vorausgegangenen Jahren“. Ein gutes Beratungsangebot trägt unter anderem dazu bei, dass Betroffene schneller unabhängig von staatlichen Hilfsleistungen werden, was im allseitigen Interesse liegt. 

Die Projektförderung muss angesichts des gestiegenen Bedarfs, neuer Zielgruppen und Förderfelder weiter ausgebaut werden. Der Regierungsentwurf sieht demgegenüber eine unveränderte Fortschreibung der Mittel vor. 
Nach einer Sachinformation des Bundesministeriums des Innern vom 12. September 2016 an den Abgeordneten Roland Claus sollen die Mittel für niedrigschwellige Frauenkurse von 1,6 Mio. auf 1,3 Mio. Euro gekürzt werden, obwohl die Bundesregierung diesen Kursen bereits in der Vergangenheit eine „erfolgreiche Bilanz“ bescheinigt hatte (vgl. Bundestagsdrucksache 18/160, zu Frage 6). Dieses spezifische Angebot sollte nicht zuletzt angesichts der gestiegenen Flüchtlingszahlen deutlich aus-, statt abgebaut werden. 
Auch Maßnahmen zur Unterstützung und Professionalisierung des ehrenamtlichen Engagements müssen wirksam verstärkt werden, um die breite zivilgesellschaftliche Unterstützung insbesondere für Geflüchtete staatlicherseits nicht nur verbal zu würdigen, sondern auch materiell zu fördern.   
Ebenso wichtig ist die Fortsetzung und Ausweitung der Strukturförderung von Migrantenorganisationen, zumal diese aktuell auch bei der Integration der Geflüchteten eine wichtige aktive Rolle einnehmen. Nach der oben genannten Sachinformation sollen künftig jedoch nur noch sieben statt bisher zehn Dachverbände von Migrantenorganisationen eine Strukturförderung erhalten –  das ist nicht akzeptabel. Auch erscheint es unverhältnismäßig, bei einer geplanten Fördersumme von 770.000 Euro 100.000 Euro für eine begleitende Evaluierung vorzusehen. Die Ausweitung der Strukturförderung auf Migrantendachorganisationen, die schwerpunktmäßig in der Flüchtlingshilfe aktiv sind, ist grundsätzlich zu begrüßen, geht es doch unter anderem um die Integration Hunderttausender syrischer Flüchtlinge, von denen viele dauerhaft in Deutschland bleiben werden. Dies darf aber nicht zulasten der Unterstützung von Migrantenorganisationen erfolgen, die sich vorrangig um bereits seit längerem hier lebende Migrantinnen und Migranten oder um Eingewanderte aus anderen EU-Mitgliedstaaten kümmern, von denen viele in den letzten Jahren vor allem aus osteuropäischen Ländern gekommen sind. Insgesamt wird für die Projektförderung im Integrationsbereich deshalb eine Aufstockung um 13 Mio. € gefordert.



